
Änderungstarifvertrag Nr. 17 

vom 30. August 2019 

zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 

vom 13. September 2005 

Zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland,  

vertreten durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 

und 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 

vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 

und 

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 

vertreten durch den Bundesvorstand,  

 

diese zugleich handelnd für  

- Gewerkschaft der Polizei, 

- Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 

- Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 

 

  

andererseits 

wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 

Änderungen des TVöD 

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005, zuletzt 

geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 16 vom 18. April 2018, wird wie folgt 

geändert: 

1. In § 17 Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort „zuzuordnen“ die Wörter „; die 

in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 

in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet“ eingefügt. 

2. Nach § 17 wird folgende Protokollerklärung eingefügt: 

„Protokollerklärung zu den Absätzen 4, 4a und 5: 
1Ist Beschäftigten nach § 14 Abs. 1 vorübergehend eine höherwertige Tätigkeit 

übertragen worden, und wird ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine Tä-

tigkeit derselben höheren Entgeltgruppe dauerhaft übertragen, werden sie hin-

sichtlich der Stufenzuordnung so gestellt, als sei die Höhergruppierung ab dem 

ersten Tag der vorübergehenden Übertragung der höherwertigen Tätigkeit er-

folgt. 2Unterschreitet bei Höhergruppierungen nach Satz 1 das Tabellenentgelt 

nach den Sätzen 4 des § 17 Abs. 4, 4a bzw. 5 die Summe aus dem Tabellen-

entgelt und dem Zulagenbetrag nach § 14 Abs. 3, die die/der Beschäftigte am 

Tag vor der Höhergruppierung erhalten hat, erhält die/der Beschäftigte dieses 

Entgelt solange, bis das Tabellenentgelt nach den Sätzen 4 des § 17 Abs. 4, 4a 

bzw. 5 dieses Entgelt erreicht oder übersteigt.“ 

3. § 20 (Bund) wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

4. § 20 (VKA) wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

5. In § 21 wird in Nummer 2 der Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3 der 

Satz 4 aufgehoben. 



3 
 

6. In § 27 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „von § 125 SGB IX“ durch die Wörter 

„des gesetzlichen zusätzlichen Urlaubs für schwerbehinderte Menschen“ er-

setzt. 

7. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchst. a wird wie folgt gefasst: 

„a)  mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich 

festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, 

es sei denn, zwischen dem Arbeitgeber und dem/der Beschäftigten 

ist während des Arbeitsverhältnisses vereinbart worden, den Beendi-

gungszeitpunkt nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschieben,“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2)  1Das Arbeitsverhältnis endet ferner, sofern der/dem Beschäftigten 

der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) 

zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte eine Rente auf unbe-

stimmte Dauer wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung er-

hält. 2Die/Der Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der Zustellung 

des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Das Arbeitsver-

hältnis endet mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Ta-

ges; frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen 

Mitteilung des Arbeitgebers über den Zeitpunkt des Eintritts der auf-

lösenden Bedingung. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zustimmung 

des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit 

Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des In-

tegrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem 

Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit ge-

währt wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeit-

raum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; für den Beginn des 

Ruhens des Arbeitsverhältnisses gilt Satz 3 entsprechend.“ 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter „; frühestens je-

doch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung des Arbeitge-

bers über den Zeitpunkt des Eintritts der auflösenden Bedingung“ einge-

fügt. 
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8. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ durch die Wörter „in Text-

form“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2)  Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan sowie für An-

sprüche, soweit sie kraft Gesetzes einer Ausschlussfrist entzogen 

sind.“ 

9. Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) wird wie folgt geändert: 

a) Vorbemerkung Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Wissenschaftliche Hochschulbildung 

1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 

wenn das Studium an einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 

Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer nach § 70 HRG staatlich 

anerkannten Hochschule  

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten 

Staatsprüfung, Magisterprüfung oder Diplomprüfung oder  

b) mit einer Masterprüfung  

beendet worden ist.  

2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Ab-

schlussprüfung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur 

in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprü-

fung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprüfung nach den ein-

schlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abge-

schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung im Sinne des Satzes 

1 Buchst. a setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem Studi-

engang abgelegt wurde, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 

Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachge-

bundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hoch-

schulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und 

für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens acht Se-

mestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 

vorschreibt. 4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 

auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss 



5 
 

vorgeschrieben sind. 5Der Masterstudiengang muss nach den Rege-

lungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an 

einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissen-

schaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatli-

chen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar be-

wertet wurde. 

Protokollerklärung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 aus-

gesetzt.“ 

b) Vorbemerkung Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„4.  Hochschulbildung 

1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer 

staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 

HRG staatlich anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit dem Zu-

satz "Fachhochschule" ("FH"), ein anderer nach § 18 HRG gleich-

wertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die 

Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, 

der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allge-

meine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschul-

reife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-

gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss 

eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne et-

waige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorschreibt. 3Der 

Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-

rungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in 

akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 5Nr. 

3 Satz 6 gilt entsprechend. 

Protokollerklärung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 aus-

gesetzt.“ 
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c) Nr. 1 der Vorbemerkungen zu Teil A Abschnitt II Ziffer 3 (Ingenieurinnen 

und Ingenieure) wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden das Gliederungszeichen „a)“ gestrichen, nach 

dem Wort „nachweisen“ ein Punkt eingefügt und das Wort „und“ ge-

strichen. 

bb) Buchstabe b wird aufgehoben. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag am 1. Januar 2020 in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 9 

am 1. Oktober 2019 in Kraft. 

Berlin, 30. August 2019 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

 

 

 

 

 

Für die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände: 

Der Vorstand 

 

 

 

 

 

Für 

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft: 

Der Bundesvorstand 


